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A. Bericht des Abgeordneten Odenthal: 


1. Vorbemerkung 

Am 19. Mai 1951 wurde in Innsbruck das „Erste 
Abkommen“ über Arbeitslosenversicherung zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik 
Österreich abgeschlossen. In diesem Abkommen war 
die Einbeziehung des Landes Berlin einer Zusatz- 
vereinbarung der beiden Vertragsstaaten im Ein- 
vernehmen mit dem Land Berlin Vorbehalten wor- 
den, weil die durch die Besatzung bedingten 
staatsrechtlichen Verhältnisse in Österreich die so- 
fortige Einbeziehung des Landes Berlin damals 
nicht zuließen. 

Diese Hinderungsgründe sind nunmehr entfallen. 
Am 31. Oktober 1953 wurde in Nürnberg das vor- 
liegende „Zweite Abkommen“ über Arbeitslosen- 
versicherung unterzeichnet. Es beinhaltet die Ein- 
beziehung des Landes Berlin in das Erste Abkom- 
men und darüber hinaus die notwendig geworde- 
nen Änderungen und Ergänzungen einiger seiner 
Bestimmungen. 

2. Einbeziehung des Landes Berlin 

Art. I hat die Erstreckung des Geltungsbereichs 
des Ersten Abkommens sowie die Ergänzung, Ab- 
änderung und Durchführung durch das Zweite Ab- 
kommen auf das Land Berlin zum Inhalt. Der 
Senat des Landes Berlin und die Alliierte Kom- 
mandantur haben sich bereits damit einverstanden 
erklärt. Berlin wird nach Verkündung des Ge- 
setzes ein entsprechendes Anwendungsgesetz er- 
lassen. 

3. Abänderung des Ersten Abkommens 

Das Erste Abkommen erfaßt nicht die Fälle, in 
denen Personen ohne Arbeitslosmeldung in den 


anderen Vertragsstaat zur Aufnahme einer Arbeit 
übersiedeln, dort bald arbeitslos werden und eine 
Anwartschaft nur unter Einbeziehung einer im 
ersten Vertragsstaat schon zurückgelegten anwart- 
schaftsbegründeten Beschäftigung nachweisen kön- 
nen. Soweit schon ein Teil der Bezugsdauer zwi- 
schen zwei Beschäftigungsverhältnissen im anderen 
Vertragsstaat verbraucht war, konnten die Zeiten 
dieses Leistungsbezuges auf die Gesamtunter- 
stützungsdauer in dem Staate nicht angerechnet 
werden, in dem die letzte Beschäftigung ausgeübt 
wurde. — Diese Lücke wurde durch das Zweite 
Abkommen geschlossen. 

Ähnlich stellt das Zweite Abkommen auch die 
Angehörigen beider Vertragsstaaten hinsichtlich 
der Erfüllung der Voraussetzungen für die Gewäh- 
rung der Arbeitslosenfürsorgeunterstützung gleich. 

Schließlich erstreckt sich nunmehr auch die Vor- 
schrift über die Krankenversicherung der Emp- 
fänger von Leistungen aus der Arbeitslosenver- 
sicherung (in der Fassung des Zweiten Abkommens 
über Sozialversicherung vom 11. Juli 1953) aus- 
drücklich auf die Empfänger von Arbeitslosenfür- 
sorgeunterstützung. 

Der Ausschuß für Arbeit beriet in seiner Sitzung 
vom 2. Dezember 1954 den vorliegenden Gesetz- 
entwurf und beschloß einstimmig, dem Bundestag 
die Annahme zu empfehlen. 


Bonn, den 16. Februar 1955 

Odenthal 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Gesetzentwurf — Drucksache 760 — unver- 
ändert nach der Vorlage zuzustimmen. 

Bonn, den 16. Februar 1955 

Der Ausschuß für Arbeit 
Sabel Odenthal 

Vorsitzender Berichterstatter 
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